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Gütersloher Erklärung zur Grundsatzprogrammdebatte der SPD

1. Präambel

Mit dem Bremer Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm der SPD hat der Parteivorstand den Startschuss für eine intensive Programmdiskussion in den Parteigliederungen gegeben. In Form von bundesweit zahlreichen Programmkonventen, vier Regionalkonferenzen und einer Mitgliederbefragung hat die Parteibasis das Dialogangebot in einer großen Breite angenommen. 

Auch der Kreisverband Gütersloh hat diesem Prozess aktiv begleitet. Neben den in den Ortsvereinen und Arbeitsgemeinschaften geführten Diskussionen  hat der Kreisvorstand eine Projektgruppe Programmdebatte eingerichtet. Diese hat sich intensiv mit dem Bremer Entwurf und dem Stand der Diskussion auseinandergesetzt. Nachdem zu den vier inhaltlichen Arbeitsschwerpunkten „Friedliche und gerechte Weltordnung“, „Nachhaltige Entwicklung“, „Bildung in der lernenden Gesellschaft“ und „Vorsorgender Sozialstaat“ zunächst Thesen erarbeitet wurden, wurden diese im Programmkonvent mit den Mitgliedern des Kreisverbandes und dem SPD Generalsekretär Hubertus Heil diskutiert. 

Neben den inhaltlichen Positionen, die vom Kreisverband Gütersloh herausgearbeitet wurden und die sich aus dieser Erklärung ergeben, wurde auch Kritik am Bremer Entwurf laut, die sich nicht in erster Linie auf Inhalte bezog. 

Der Bremer Entwurf verliert sich in unverbindlichen, wenig präzisen Darstellungen der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse ohne präzise Antworten auf die drängenden Probleme unserer Zeit zu liefern. 

Die Überarbeitung des Bremer Entwurf von Erhard Eppler ist sprachlich pointierter. Sie schafft Visionen, die einen hohen Grad an Identifikation bei Mitgliedern und bei großen Teilen der Bevölkerung hervorruft. Das Eppler-Papier kann daher in die Partei hinein und auch nach außen wirken. Aus unserer Sicht wird diese überarbeitete Version des Bremer Entwurfs den Anforderungen an ein modernes Grundsatzprogramm im 21ten Jahrhundert weit mehr gerecht als der Bremer Entwurf selbst. Der Kreisverband Gütersloh spricht sich dafür aus, die Überarbeitung von Erhard Eppler zur Grundlage der weiteren Programmdiskussion zu machen.

Die vorliegende Gütersloher Erklärung zur Grundsatzprogrammdebatte der SPD soll einen Beitrag zur Grundsatzprogrammdebatte liefern. Sie zeigt, dass sich die Parteibasis auch im Kreisverband Gütersloh energisch in den Diskussionsprozess einbringt.
2. Eine friedliche und gerechte Weltordnung 
2.1 Der Friedensbegriff

Eine friedliche Welt ist für Sozialdemokraten nicht bloß eine Welt ohne Krieg, sondern auch eine Welt, in der die Menschenrechte respektiert werden. Daher ist es nötig, dass das Grundsatzprogramm diesen Friedensbegriff klar definiert und ihn stärker als bisher herausstellt. Denn nur so kann er zu einem Merkmal der Identifikation der Mitglieder mit der SPD werden. 

2.2 Die Menschenrechte

Gerade, weil für unsere Partei die Achtung der Menschenrechte, sowie deren Umsetzung auch in anderen Ländern, so wichtig ist, bemängeln wir, dass der Bremer Entwurf sich zu unkritisch mit den außenpolitischen Beziehungen Deutschlands auseinandersetzt. Staaten, welche die Menschenrechte nicht achten, sind kontinuierlich mit diesem Thema zu konfrontieren und gegebenefalls zu sanktionieren. Das Grundsatzprogramm muss klar machen, dass die Achtung der Menschenrechte ein wichtiges Ziel der deutschen Außenpolitik ist. Gleichwohl wäre es unrealistisch und weltfremd die Einhaltung von Menschenrechten zur Bedingung für eine diplomatische Zusammenarbeit zu machen. Es ist wichtig gerade mit Staaten, die Defizite bei den Menschenrechten aufweisen, regelmäßig in einen Dialog zu treten, um sie zu einem Umdenken in ihrer Politik zu motivieren. 

2.3 Das „ultima – Ratio – Prinzip“ und die Wehrpflicht

Wir akzeptieren Auslandseinsätze der Bundeswehr unter den im „Bremer Entwurf“ aufgeführten Bedingungen. Im Zusammenhang mit der angesprochenen Neuausrichtung der Bundeswehr sind wir für die Abschaffung der Wehrpflicht. Bei einer Beibehaltung ist jedenfalls das Auswahlverfahren grundlegend zu ändern, da es inzwischen völlig ungerecht ist.

2.4 Das Nato – Bündnis 
Wir als SPD stehen uneingeschränkt zum NATO – Bündnis. Wir sind uns den Verpflichtungen bewusst, die damit zusammenhängen, auch wenn sie militärisches Handeln im Notfall mit einschließen. 

2.5 Kriegswaffenlieferungen aus Deutschland 

Die SPD muss sich dafür einsetzen, dass Lieferungen von in Deutschland hergestellten Kriegswaffen und Lieferungen von Kriegswaffen aus Deutschland in Nicht – Nato Staaten zu unterbinden sind. Eine Missachtung dieses Verbots ist stark zu sanktionieren. In diesem Zusammenhang ist  besonders die Produktion von Land- und Streuminen in Deutschland zu nennen. Wir treten dafür ein, die Produktion dieser in Deutschland zu verbieten. Den Grund hierfür sehen wir darin, dass diese Minen in ihrer praktischen Anwendung eine große Gefahr vor allem für die Zivilbevölkerung eines Landes  darstellen. Die Minen können noch Jahre nach dem eigentlichen Konflikt unentdeckt im Boden lauern und verheerende Verletzungen oder den Tod von Menschen auslösen, die von ihrer Existenz gar nichts wussten. 

2.6 Regeln und Standards für internationale Finanz- und Warenmärkte

Es ist sehr wichtig die Regeln und Standards für internationale Finanz- und Warenmärkte konkreter zu fassen und zu benennen. Im Bremer Entwurf ist dieser Themenkomplex leider zu allgemein abgehandelt. Bei einem Thema, das in einem so hohen Maße das Leben der Menschen beeinflusst und somit auch in viele andere Politikbereiche hineinspielt (als Beispiel ist hier die Arbeitsmarktpolitik zu nennen) ist es extrem wichtig, dass die SPD, gerade auch als Volkspartei, eine klare Meinung vertritt und diese auch in ihrem Programm darstellt.
3. Vorsorgender Sozialstaat

Wir unterstützen den Grundgedanken des Bremer Entwurfs, den bewährten Sozialstaat zum Vorsorgenden Sozialstaat weiter zu entwickeln. Das bedeutet aber nicht nur eine veränderte Herangehensweise, sondern auch eine entsprechende Bereitstellung und Umschichtung von Finanzmitteln.
Die Einbeziehung bisher versicherungsloser Menschen, die demographische Entwicklung die wirtschaftliche Situation haben zu großen Herausforderungen an das bestehende Sozialsystem geführt. Die in weiten Teilen begonnene konsequente und beständige Steuerfinanzierung ist fortzusetzen, damit die Systeme auch weiterhin versicherungsfremde Leistungen übernehmen können.

Die Bürgerversicherung im Pflege und Gesundheitssystem und Weiterentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung mit Renten in Abhängigkeit vom Erwerbseinkommen, wie sie der Bremer Entwurf vorsieht, ist der richtige Weg zur Weiterentwicklung unserer Sicherungssysteme.
Der Bremer Entwurf behandelt nicht den Datenschutz. Insbesondere im Bereich der Sozialpolitik ist aber die Gefahr groß, dass hoch sensible persönliche Daten nicht ausreichend geschützt sind und missbraucht werden können (gläserner Mensch); hier ist Vorsorge zu treffen. Zugleich ist gerade in der Sozialpolitik darauf zu achten, dass Gesetze, Richtlinien und Erlasse auf das Notwendigste beschränkt werden, damit sie für die Bürger noch überschaubar und verstehbar bleiben.
3.1 Familienpolitik ist Kinderpolitik

Wir können es nicht hinnehmen, dass im reichen Deutschland Kinderarmut existiert und sogar zunimmt. Die Ursachen der Kinderarmut müssen beseitigt werden. Die bisherigen Fördermaßnahmen sind darauf zu überprüfen, ob sie ausreichend und zweckmäßig sind. Wir brauchen ein neues System einer kostenlosen und qualifizierten Kinderbetreuung.

Eltern, die Kindererziehungszeiten wahrnehmen und sich von der Arbeit freistellen lassen, erhalten nach Rückkehr an ihren Arbeitsplatz einen Kündigungsschutz wie Betriebsräte nach Ablauf ihrer Amtszeit.
3.2 Politik für Menschen mit Behinderung 

Der im Bremer Entwurf betonte Teilhabeanspruch behinderter Menschen ist durch ein eigenes Kapitel mit Überschrift größere Bedeutung zu geben.

3.3 Gesundheitspolitik

Sozialdemokratische Gesundheitspolitik setzt bei der Vermeidung von Krankheiten und dem Erhalt von Gesundheit an (Bremer Entwurf). Deshalb wollen wir einen deutlichen Ausbau einer unfassenden kostenlosen Vorsorge, damit bei erkannten Defiziten eine sofortige Behandlung der festgestellten Krankheitsursachen erfolgen kann.

3.4 Arbeitsmarkt

Wir wollen, dass der Vertrieb von Erzeugnissen, die durch menschenunwürdige Kinderarbeit hergestellt werden, in Deutschland verboten wird. Verstöße werden mit entsprechenden Sanktionen geahndet. Wir werden darauf drängen, dass hier eine weltweite Ächtung erfolgt.

Wir wollen verhindern, dass Unternehmensverlagerungen, die zu Arbeitsplatzverlusten an den alten Standorten führen, staatlich gefördert werden. Wir begrüßen daher die Ziele des Bremer Entwurfs, innerhalb der EU Sozialdumping und den Wettlauf um niedrigste Steuersätze zu überwinden. Eine Förderung von Unternehmensverlagerungen in nicht EU-Länder lehnen wir ab.

4. Bildung in der lernenden Gesellschaft 

4.1 Betreuung und frühkindliche Bildung

Zwar stellt der Bremer Entwurf dar, dass für die SPD die Förderung von Kindern mit der gezielten Unterstützung der Schwangeren und Eltern beginnt, jedoch kommt aus unserer Sicht der Präventionsaspekt zu kurz. Es ist wichtig, dass früh drohende Verwahrlosung von Kindern oder ihr Abgleiten in negative Lebensbiografien erkannt wird. Hierfür muss geeignetes Personal zur Verfügung stehen, das solchen Tendenzen gezielt entgegen wirkt. 

Im Programm ist deutlicher zu machen, dass Sprache der Schlüssel zur Bildung ist. Unter diesem Aspekt sollte die Passage über die Sprachförderung neu formuliert werden.

Um den Anforderungen einer modernen Gesellschaft gerecht zu werden, fordern wir einen flächendeckenden gesetzlichen Anspruch auf Ganztagsbetreuung ab dem ersten Lebensjahr. 

Der Besuch einer Kindertagesstätte ab dem vollendeten dritten Lebensjahr sollte gesetzlich vorgeschrieben werden. Ein solcher mutiger Schritt ist aus mehreren Gründen notwendig. Leider ist es gesellschaftliche Realität, dass gerade Kindern aus bildungsfernen Haushalten in den Lebensjahren, die für ihre Entwicklung immens wichtig sind, nicht die notwendige Förderung zuteil wird. Oft ist nicht mal ein warmes Mittagessen in solchen Familien selbstverständlich. Kinder aus diesen Familien haben wesentlich schlechtere Bildungschancen. Eine Kindertagesstättenpflicht  ist daher ein Beitrag zur Chancengleichheit für unsere Gesellschaft. Die genannten Vorhaben  sollte steuerfinanziert werden. 

In Kindertagesstätten muss der Aspekt der frühkindlichen Bildung eine stärkere Berücksichtigung finden. Kindertagesstätten sind nicht nur Betreuungs-, sondern aus Bildungseinrichtungen. Auch für sie muss es konkrete Lehrpläne geben. Vor diesem Hintergrund ist es unabdingbar, die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern zu verbessern. Ihre Tätigkeit verdient höhere gesellschaftliche Akzeptanz und eine höhere Vergütung. 

4.2 Schulische und berufliche Ausbildung

Aus unserer Sicht muss die verpflichtende Ganztagsschule als Regelschule über die Grundschule hinaus Standard werden. Wichtig ist dabei, dass sowohl vormittags als auch nachmittags ein Gesamtkonzept praktiziert wird, bei dem sich Zeiten der Freizeitaktivität und Zeiten des Lernens sinnvoll abwechseln und ergänzen. 

Die Lehrerinnen und Lehrer an Schulen sollen sich um unsere Kinder und nicht um ausufernde Verwaltungsaufgaben kümmern. Wir fordern daher Verwaltungsaufgaben und pädagogische Aufgaben an Schulen strikt zu trennen. Die Schulleitung ist weitgehend von Verwaltungsaufgaben zu entbinden, diese sollten von entsprechendem Personal wahrgenommen werden. 

Die SPD steht für eine gebührenfreie Ausbildung vom ersten Lebensjahr bis zum Abschluss der Berufsausbildung oder zum Abschluss eines Hochschulstudiums. Das Programm sollte aus unserer Sicht deutlich aufzählen welche Leistungen an Schulen kostenfrei sein sollten. Dazu gehören zum Beispiel der Schülertransport, sämtliche Lehrmittel und das Mittagessen. 

Das Grundsatzprogramm der SPD muss deutlichere Aussagen auch zur Schulstruktur enthalten. Angesichts zu weniger und zu gering qualifizierter Abiturienten und der Tatsache dass in unserem Bildungssystem wie in keinem anderen europäischen Land die Bildungschancen von der sozialen Herkunft abhängen, ist es an der Zeit deutlich zu sagen, dass das mehrgliedrige Schulsystem versagt hat. Wir stehen daher für gemeinsames Lernen von der ersten bis zur zehnten Klasse. Diese Gemeinschaftsschule soll sowohl auf den Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt, als auch auf eine optional anschließende Oberstufe vorbereiten. 

Die Stärkung der betrieblich verantworteten und organisierten Ausbildung ist für uns Ziel der Berufsbildungspolitik. Jeder Jugendliche soll ein Grundrecht auf eine Ausbildung haben  und muss unmittelbar nach Abschluss der Schule einen Ausbildungsplatz angeboten bekommen. Die Unternehmen müssen ihrer Ausbildungspflicht nachkommen!

Jugendliche müssen sich zudem auf hohe Qualität in allen Bildungsgängen verlassen können und nicht irgendwo zwischen geparkt werden. Dafür bedarf es verbesserter Qualitätssicherungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Wir befürworten die Einführung eines Ausbildungsplatzfonds, um eine Ausbildungsplatzgarantie zu gewährleisten. In diesen Fond zahlen Betriebe, die unterdurchschnittlich ausbilden ein, aus dem über Bedarf ausbildende Betriebe eine finanzielle Unterstützung unterhalten.

4.3 Hochschulpolitik

In der Hochschulpolitik ist es für uns zentrales Ziel die Abbrecherquote durch intensivere Beratung zu verringern

Lehre und Forschung stehen gleichberechtigt nebeneinander. Die Lehre ist Grundlage der Forschung und daher besonders zu fördern.

Die Gebührenfreiheit des Studiums muss deutlicher ins Programm geschrieben werden. 

International muss auch in Bezug auf das Studium eine bessere Vernetzung stattfinden. 

5. Nachhaltiger Fortschritt

5.1 Nachhaltigkeit ist ein politisches Thema

Der Bremer Entwurf betont die Bedeutung der Nachhaltigkeit nicht in ausreichendem Maße und erweckt den Eindruck, dass die ökologischen Probleme durch technische Lösungen beinahe automatisch lösbar sind. „Die ökologischen und sozialen Probleme der modernen Welt können wir mit den Mitteln der modernen Welt lösen.“
Es geht nicht nur darum, dass wir die sozialen und ökologischen Probleme der modernen Welt lösen können, sondern dass wir sie lösen müssen, weil wir sonst auf einen Kollaps zusteuern. Daher ist diese Ziel vorrangig, notfalls auch zu Lasten anderer Ziele. Um dies Ziel zu erreichen, bedarf es noch großer politischer Anstrengungen. Die Solidarität mit armen Völkern und mit den nächsten Generationen gebietet es, Nachhaltigkeit als vorrangiges Ziel zu definieren.

Wir brauchen innovative Technik, um die sozialen und ökologischen Probleme der modernen Welt zu lösen; aber in einem politischen Grundsatzprogramm müssen nicht technische Möglichkeiten, sondern die politischen Schritte zu ihrem Einsatz im Vordergrund stehen. Es muss außerdem deutlich werden, dass wir nicht einfach durch neue Technik zu einer nachhaltigen Lebensform und zur Lösung des Klimaproblems kommen, sondern dass Verschwendung beendet werden muss und dass wir anders leben müssen.

5.2 Der Klimawandel

Insbesondere der Klimawandel ist ein weltweites Problem, das nur durch weltweite Zusammenarbeit gelöst werden kann. Die USA als der aktuell größte Energieverbraucher muss zu einem Politikwandel gebracht werden. Die aufstrebenden Staaten müssen durch Hilfen und Zugang zu den modernen Techniken für eine Politik des Energiesparens gewonnen werden. Deutsche Politik muss diese Ziele in und mit der Europäischen Union verfolgen.

5.3 Einzelkritikpunkte zum Bremer Entwurf 

Statt „Ein besseres Leben mit höherem Wohlstand ist möglich“ sollte mit E. Eppler von „höherer Lebensqualität“ gesprochen werden; nicht Alles, was heute zum Wohlstand gerechnet wird, kann unter Berücksichtigung von Nachhaltigkeit gesteigert werden.

Der Satz „Damit ist es möglich, den tatsächlichen Energieeinsatz der Menschen bis zum Jahr 2020 zu halbieren und bis Mitte des Jahrhunderts um den Faktor 4 zu senken“ ist so nicht haltbar. Es bedarf schon großer Anstrengungen, den Energieeinsatz Deutschlands im Verhältnis zum Jahr 1990 bis 2020 zu halbieren. Für die so genannten Schwellenländer wird eine Verdoppelung des Energiebedarfs bis 2020 vorausgesagt.

Der Absatz „Mobilität und Lebensqualität“ ignoriert die Erfahrung, dass die erheblichen Fortschritte des spezifischen Energieverbrauchs bei Automobilen seit der ersten Ölkrise durch größere und stärkere Fahrzeuge kompensiert wurden. Der Satz zur Bedeutung der Logistik gehört nicht in ein Grundsatzprogramm; angesichts der prognostizierten Zuwächse des LKW-Verkehrs sollte eher etwas dazu gesagt werden, wie der Kollaps des Straßenverkehrs verhindert werden soll.

Um die Macht der Verbraucher auch für den Klimaschutz zu aktivieren, sollte der Passus über ein Gütesiegel „ Alle Produkte und Dienstleistungen, die nachweisbar unter Beachtung internationaler Arbeitsschutzregeln, der Kernarbeitsnormen und durch ökologisch nachhaltige Fertigung produziert und angeboten werden, sollen ein leicht erkennbares und verständliches Gütesiegel erhalten.“ ergänzt werden um ein Gütesiegel für den CO2-Ausstoß bei Fertigung und Nutzung eines Produkts.
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